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Das Urteil des BVerfG vom 5. 5. 2020 –
2 BvR 859/15 u.a. zum Public Sector Pur-
chase Programme (PSPP) h�tte den seit
Draghi’s Ausspruch „Whatever it takes“

schwelenden Konflikt um die unkonventio-
nelle Geldpolitik der EZB beenden k�nnen.
Stattdessen droht durch das Ultra-vires-Vo-
tum des Zweiten Senats die multipolare
Spannungslage im Geflecht zwischen
BVerfG, Bundesbank, Bundesregierung,
Bundestag, EuGH, EZB und Europ�ischer
Kommission zu eskalieren. Es erscheint als
einmaliger Vorgang, dass unmittelbar nach
einer Urteilsverk�ndung des BVerfG von
Politikern (faz.net v. 9. 5. 2020 zu Giegold)
und aus der Wissenschaft (F. C. Mayer, Verf-
Blog v. 7. 5. 2020) die Forderung nach Einlei-
tung eines Vertragsverletzungsverfahrens er-
hoben wurde. Kommissionspr�sidentin von
der Leyen bezeichnete diesen Schritt mit Er-
kl�rung vom 10. 5. 2020 (STATEMENT/20/
846) explizit alsOption.

Nun l�sst sich �ber das F�r und Wider eines
solchen Vorgehens trefflich streiten (vgl.Per-
nice vs.M�llers, VerfBlog v. 16. 5. 2020). In
jedem Fall w�re die Bundesregierung gut be-
raten, schon jetzt eine unionsrechtlich fun-
dierte Verteidigungsstrategie zu entwickeln.
Dabei ließen sich die im Folgenden entfalte-
ten drei Argumentationslinien den Stufen des
Vertragsverletzungsverfahrens entsprechend
ausdifferenzieren.

Bereits in einem etwaigen Vorverfahren gilt
es der Kommission in Erinnerung zu rufen,
dass sich in j�ngerer Zeit sowohl der d�nische
Oberste Gerichtshof in Ajos (Højesteret,
6. 12. 2016 – 15/2014 nach EuGHRs. C-441/
14, DI, ECLI:EU:C:2016:278) als auch das
tschechische Verfassungsgericht in Landtov�
(Ústavn� soud, 31. 1. 2012 – Pl. ÚS 5/12 nach
EuGH Rs. C-399/09, Landtov�, ECLI:EU:C:
2011:415) �ber Luxemburger Urteile hin-
weggesetzt haben. In beiden F�llen kam es

nicht zur Einleitung eines Vertragsverlet-
zungsverfahrens. Dieser Umstand k�nnte
nunmehr als Einwand gegen die Zul�ssigkeit
einer Aufsichtsklage operationalisierbar sein

und der Kommission zumindest eine tragf�-
higeReplik abverlangen.Voraussetzung hier-
f�r ist allerdings, dass es sich bei dem durch
Art. 258 AEUV einger�umten doppelten
Spielraum zur Verfahrenseinleitung und
Klageerhebung (Cremer, in: Calliess/Ruffert,
EUV/AEUV, 52016, Art. 258 AEUV
Rn. 40ff.) �berhaupt um ein rechtlich gebun-
denes Ermessen handelt. Zwar hat M�llers
(a. a.O.) argumentiert, dass die Kommission
„keine Gerechtigkeit“ walten lassen m�sse,
sondern „frei“ sei. In einer Rechtsgemein-
schaft kommt der Gerechtigkeit jedoch ein
ermessensleitender Wert zu. Von einer recht-
lichen Gebundenheit des Einleitungser-
messens geht auch der Gerichtshof aus, wenn
er die Frage nach dessen vertragswidrigen
Gebrauch stellt (EuGH Rs. 324/82, Kommis-
sion/Belgien, ECLI:EU:C:1984:152, Rn. 12;
kryptisch EuGH Rs. C-70/99, Kommission/
Portugal, ECLI:EU:C:2001:355, Rn. 17f.).
Die „H�terin der Vertr�ge“ ist mithin gehal-
ten, die Gleichheit der Mitgliedstaaten zu
wahren (Stotz, in: Rengeling, EUDUR I,
22003, § 45Rn. 31a).

Sollte es dennoch zur Klageerhebung durch
die Kommission (oder einen anderen Mit-
gliedstaat) kommen, erscheint ein genuin
unionsrechtliches Verteidigungsvorbringen
am aussichtsreichsten. In partieller Emanzi-
pation von der Begr�ndung des Verfassungs-
gerichtsurteils k�nnte das Demokratieprinzip
gem. Art. 10 Abs. 1 EUVals Fundament die-
nen, welches dem EuGH einen deeskalieren-
denBr�ckenbau zumBVerfG hin erm�glicht.
Beide Ultra-vires-Verdikte des Zweiten Se-
nats – der Vorwurf eines Abw�gungs- bzw.
Darlegungsausfalls der EZB sowie die Fest-
stellung der defizit�ren Kontrolle durch den
EuGH – lassen sich als ultimative Aufforde-

rung zur demokratierechtlich gebotenen
Kompensation von Notenbankunabh�ngig-
keit durch erweiterte Darlegungspflichten
und erh�hte Kontrolldichte begreifen (vgl.
Ludwigs/Pascher/Sikora, EWS 2020, 1, 4 f.).
Nachdem der Gerichtshof in den Verfahren
zu OMT sowie PSPP auf eine pr�zise Austa-
rierung von geldpolitischer Unabh�ngigkeit
und demokratischer Legitimation verzichtet
hat (Sikora, EWS 2019, 139, 149), k�nnte er

hierzu nunmehr konstruktiv Stellung bezie-
hen. In der Folge best�nde die M�glichkeit,
zum einen durch (unausgesprochene) Be-
r�cksichtigung Karlsruher Postulate Konzi-
lianz zu signalisieren und zum anderen das
Unterlassen einer erneutenVorlage in den Fo-
kus zu r�cken. Bei rechtsf�rmiger Darlegung
ihrer Verh�ltnism�ßigkeitspr�fung zum
PSPP durch die EZB (in loyaler Zusammen-
arbeit gem. Art. 4 Abs. 3 EUV) erscheint der
skizzierte multipolare Konflikt der Bundes-
und Unionsorgane auf ein Missverst�ndnis
imDialog derGerichte reduzierbar.

F�r den Fall des Unterliegens w�re zu beto-
nen, dass eine Verurteilung wegen Vertrags-
verletzung durch ein Verfassungsgerichtsur-
teil tief in die durch Art. 4 Abs. 2 EUV ge-
sch�tzte nationale Identit�t eingreifen w�rde.
Dies gilt jedenfalls dann, wenn sich daraus
eine sanktionierbare Verpflichtung der deut-
schenStaatsorgane zur –wie immer gearteten
– Infragestellung des BVerfG und seines Ur-
teils vom 5. 5. 2020 ableiten sollte. Ein Aus-
weg k�nnte darin bestehen, dass der EuGH
die Feststellung eines etwaigen Vertragsver-
stoßes (Art. 260Abs. 1 AEUV)mit demHin-
weis verkn�pft, wonach zu dessen Behebung
eine angepasste Rechtsprechungspraxis
gen�ge, in deren Rahmen das BVerfG k�nftig
zur Ausr�umung vergleichbarer „Missver-
st�ndnisse“wiederholt (!) vorlegt.

Jede Prognose zum erwarteten Vertragsver-
letzungsverfahren bleibt letztlich ungewiss.
Doch k�nnte die Bundesregierung durch
unionsrechtlich anschlussf�higen und mithin
deeskalierenden Vortrag einen wichtigen
Beitrag zur nachhaltigen Rekonstruktion des
europ�ischen Staaten-, Verfassungs-,Verwal-
tungs- undRechtsprechungsverbunds leisten.
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